
Der neue Umweltmi-
nister Peter Altmaier
(CDU) war gerade

seit einer Woche im Amt, da
reiste er auch schon nach
Bonn, ein dringender Ter-
min. Ihn erwarteten wichti-
ge Ver treter der deutschen
Ökostrombranche, etwa
Frank Asbeck, Chef der
Bonner Solarworld AG. Die
Lobbyisten hatten etwas zu
besprechen, das keinen Auf-
schub duldete. Es ging um
die Frage, wie es mit ihren
Subventionen weitergeht. 
Die Folgen der Geheim-

verhandlung werden den
Bürgern demnächst per
Stromrechnung mitgeteilt:
Es wird, mal wieder, teurer;
dabei zahlen die Deutschen
schon heute die zweithöchs-
ten Strompreise in ganz
Europa. Bis zu 175 Euro ex-
tra muss eine dreiköpfige
Familie nächstes Jahr vor -
aussichtlich bezahlen, um
den Ausbau der erneuerba-
ren Energien zu finanzie-
ren. Hauptkostentreiber ist
die Photovoltaik – und die
verfehlte Förderpolitik der
Regierung. Nachdem sich
Umweltminister Altmaier
zur Freude der Solarindu-
strie entschieden hat, aus-
gerechnet die teuerste und
hierzulande ineffektivste
Technologie auch in Zu-
kunft mit den meisten Sub-
ventionen zu päppeln, rech-
net die Branche mit weite-
ren Wachstumsrekorden.
Altmaiers Zugeständnis-

se an die Solarlobby sind
umso erstaunlicher, als die Regierung
doch eigentlich verkündet hatte, die Sub-
ventionen deutlich kürzen zu wollen.
War nicht geplant, den Ausbau bei der
Photovoltaik auf ein vernünftiges Maß
zu verringern? Und hatte nicht Altmaier
selbst, als er noch Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion war, da-
vor gewarnt, dass bei der Solarförderung
„jede Woche, jeder Monat länger mit

Mehrbelastungen in Milliardenhöhe“ ein-
hergehe?
Doch in seiner neuen Funktion als Mi-

nister stellt sich die Sache offenbar anders
dar. Als Altmaier vergangene Woche mit
den Vertretern der Bundesländer zusam-
mensaß, um abschließend über die No-
velle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) zu verhandeln, war von Kürzun-
gen kaum noch die Rede. Am Ende ei-

nigte sich die Runde auf ein Konzept, das
den Forderungen der Solarbranche weit
entgegenkommt, den Stromkunden je-
doch neue Milliardenlasten aufbürdet. Bis
zu 25 Gigawatt Solarpower sollen in den
nächsten Jahren zusätzlich installiert und
gefördert werden. Damit würde sich der
derzeitige Bestand nahezu verdoppeln.
„Das ist ein Kompromiss zu Lasten Drit-
ter“, sagt der Energieexperte Holger Kra-
winkel von der Verbraucherzentrale Bun-
desverband, „ein verheerender Einstand

für den neuen Umwelt -
minister Peter Altmaier.“
Wie weit sich die schwarz-

gelbe Koalition von ihren
selbstgesetzten Zielen ent-
fernt hat, zeigt eine neue
Studie des Energiewissen-
schaftlers Georg Erdmann
von der Technischen Univer-
sität Berlin. Der Experte hat
ausgerechnet, wie sich die
jüngsten Veränderungen am
EEG bis zum Jahr 2030 aus-
wirken werden.
Erdmann geht davon aus,

dass die Förderung der Er-
neuerbaren einschließlich
Netzausbau die Stromver-
braucher mit deutlich über
300 Milliarden Euro belas-
ten wird. Der Ökoaufschlag
bei der Stromrechnung, die
sogenannte EEG-Umlage,
werde demnächst stark stei-
gen. Derzeit beträgt dieser
Soli zur Förderung der er-
neuerbaren Energien 3,59
Cent pro Kilowattstunde.
Bundeskanzlerin Angela
Merkel hatte eigentlich ver-
sprochen, ihn auf 3,5 Cent
zu begrenzen. Erdmann in-
des rechnet in seiner Ex -
pertise mit einem Anstieg
der EEG-Umlage auf „über
10 Cent pro Kilowattstun-
de“, also fast das Dreifache
dessen, was die Kanzlerin
zugesagt hat.
Die Studie ist auch des-

halb so interessant, weil
Erdmann Mitglied der Ex-
pertenkommission ist, die
die Bundesregierung vor ei-
nigen Monaten zur Über-
wachung der Energiewende
eingesetzt hat. Zwar soll die

Kommission erst gegen Ende des Jahres
ein erstes Urteil abgeben. Doch schon
jetzt ist klar, dass Erdmann die Solarför-
derung als Gefahr für den Atomausstieg
ansieht.
Die Pho to vol taik droht der teuerste Irr-

tum der deutschen Um welt po li tik zu wer-
den. Etwa neun Milliarden Euro kassieren
die So lar park- Be trei ber und Haus be sit -
zer mit So lar plat ten auf dem Dach vor -
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Ein sonniges Geschäft
Die Politik findet nicht die Kraft, sich der Macht der Solarlobby

zu widersetzen. Auf Kosten der Verbraucher 
werden Milliarden in die ineffiziente Photovoltaik gesteckt.
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Solarunternehmer Asbeck: Spendendinner für die FDP 



aussichtlich in diesem Jahr, tragen aber
kaum vier Prozent zur Strom ver sor gung
bei, und das auch noch zu un be re chenba -
ren Zeiten. Nachts stellen sämtliche So -
lar mo dule auf einen Schlag den Betrieb
ein; im Winter erzeugen sie auch tagsüber
kaum Strom. Im Sommer hingegen steht
zur Mittagszeit mitunter  sogar viel zu viel
Strom zur Verfügung, ohne dass es genug
Speicherkapazitäten gäbe. Und auch die
Verteilnetze sind nicht darauf aus ge legt,
dass  Tau sende Pho to vol taik -Be sit zer mal
Strom abzapfen und mal ein -
spei sen.
Damit die Lichter nicht aus-

gehen, muss Deutsch land im-
mer wieder Atomkraft aus
Frank reich und Tsche chien im -
por tie ren. Der Strom netz be -
trei ber Tennet griff bereits auf
eine Not re serve zurück: Ein
 betagtes Öl kraft werk in Öster-
reich wurde hoch ge fah ren, um
den Ausfall der Son nen kraft zu
kom pen sie ren.
So lar lob by is ten beeindru-

cken die Öf fent lich keit gern mit
großen Zahlen über die theo-
retische Leis tungs fä hig keit ih-
rer Produkte. Und tatsächlich
kommen alle in stal lier ten An-
lagen – theoretisch – auf über
25 Gigawatt Leistung, gut der
doppelten Kraft aller noch ver -
blie be nen deutschen Atom -
kraft wer ke.
Bedauerlicherweise bringen

die So lar an la gen ihre Spitzen-
leistung jedoch nur bei opti -
maler Be strah lung, per fektem
Ze nit win kel und idealer Mo -
dul tem pe ra tur, also unter
Laborbe din gun gen. In der Rea-
lität erzeugt die gesamte Pho -
to vol taik weniger Strom als
zwei Atom kraf t re ak to ren. Und
selbst diese kann sie nicht er-
setzen, solange es nicht genug
Stromspeicher gibt. Die Anga-
be der Spit zen leis tung von
Pho to vol taik -An la gen führe zu
Miss ver ständ nis sen, schreibt
die Deutsche Phy si ka li sche Ge -
sell schaft in einem Gut ach ten:
„Pho to vol taik kann grund sätz -
lich keine anderen Kraft werke
er set zen.“ Im Prinzip muss
jede Solaranlage durch ein kon-
ventionelles Reservekraftwerk
abgesichert werden, eine teure Doppel-
struktur. 
Auch viele Naturschützer sind längst

der Ansicht, dass die Solarförderung dras-
tisch gekürzt werden sollte – im Interesse
der Umwelt. Trotz des Preisverfalls bei
den Solarmodulen ist die Photovoltaik
noch immer die hier zu lande in ef fi zi en -
teste Tech no lo gie bei den er neu er ba ren
Energien, wird aber am stärksten ge för -

dert. Auf sie entfallen fast 50 Prozent der
gesamten Ökostrom- Sub ven tio nen, aber
nur 20 Prozent der ge för der ten Energie.
Bei der Win d ener gie sind die Re la tio -

nen um ge kehrt. Für gleiches Geld liefert
Wind gut fünfmal mehr Strom als die
Sonne, Was ser kraft werke liefern sechs-
mal mehr, Bio mas se kraft werke immerhin
dreimal so viel. Dementsprechend gering
ist der Beitrag der Pho to vol taik zum Kli-
maschutz, wie Berechnungen des Magde -
burger Umweltökonomen Joachim Wei-

mann zeigen. Um eine Tonne CO² ein-
zusparen, könne man demnach 5 Euro
für die Dämmung eines alten Ge bäu de -
dachs ausgeben, 20 Euro in ein neues
Gas kraft werk in ves tie ren oder rund 500
Euro in eine Pho to vol taik an lage stecken.
Der Nutzen fürs Klima sei in allen Fällen
gleich. „Unter Kli ma ge sichts punk ten han-
delt es sich bei jeder So lar an lage um eine
Fehlin ves ti tion“, so Weimann.

Der von der Bundesregierung einge-
setzte Sach ver stän di gen rat für Um welt -
fra gen warb bis zuletzt vergebens dafür,
den Ausbau der Solardächer zu deckeln,
um die Folgekosten in den Griff zu be-
kommen. Die Pho to vol taik hat zuletzt
eine extreme Kon junk tur erlebt, re gel -
rechte Aus wüch se, so der Umweltweise
Olav Hohmeyer. Die Akzeptanz der Er -
neu er ba ren sei bereits gefährdet, noch be-
vor die Ener gie wende wirklich begonnen
habe. Und sogar Greenpeace ist mit der

Entwicklung unzufrieden. Die
Umweltorganisation fürchtet
einen Sprint um die verblei-
benden Fördergelder. „Diese
Entscheidung ist gefährlich“,
kommentierte der zuständige
Energieexperte Niklas Schi-
nerl die Verhandlungsergeb-
nisse des Vermittlungsaus-
schusses am vergangenen
Mittwoch. Die Kosten würden
unnötig in die Höhe schnellen:
„Das bedroht die Akzeptanz
der Energiewende und gefähr-
det letztendlich das ganze Er-
neuerbare-Energien-Gesetz.“
Durchgesetzt haben sich –

wieder einmal – die Lobbyis-
ten der Solarindustrie. Geübt
darin, ihre wirtschaftlichen
Interessen im Mäntelchen
hehrer Umweltschutzziele zu
verstecken, klapperten sie
noch am Dienstag vergange-
ner Woche die Vertreter von
Bund und Ländern im Ver-
mittlungsausschuss ab, um
diese für sich einzunehmen.
Auch Umweltminister Alt-
maier wurde noch mal ins
Gebet genommen, wie es der
Vertreter eines großen Solar-
herstellers ausdrückte.
Erst kippte eine Regelung,

die den Abstand zwischen
großen Solarparks auf min-
destens vier Kilometer fest-
geschrieben hätte. Stattdessen
gilt nun ein Mindestabstand
von nur noch zwei Kilo -
metern. Die treibende Kraft
hinter dieser Änderung war
der ehemalige Kohlekonzern
RAG, der auf Abraumhalden
im Saarland große Solarfelder
errichten möchte. Durch den
kürzeren Mindestabstand las-

sen sich auf gleicher Fläche nun deutlich
mehr Anlagen unterbringen.
Saarlands Ministerpräsidentin Anne-

gret Kramp-Karrenbauer (CDU) hatte
den Änderungsvorschlag in die Verhand-
lungen eingebracht. Dass auch der Um-
weltminister aus dem Saarland stammt,
dürfte der Sache nicht geschadet haben.
Einen großen Erfolg erzielte auch

 Solarworld-Chef Asbeck. Seit Wochen
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Umweltminister Altmaier: Noch mal ins Gebet genommen 
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Solardächer: Teuerster Irrtum der deutschen Umweltpolitik 



hatte er bei den Politikern darauf ge-
drängt, die kleinen und mittleren Solar-
anlagen von den Kürzungen möglichst
auszunehmen. Also genau jene Anlagen,
die Asbeck zufälligerweise selbst her-
stellt und mit deren Hilfe er es binnen
wenigen Jahren zum millionenschweren
Schlossbesitzer, Rolls-Royce-Fahrer und
Förderer zahlreicher Politiker gebracht
hat. Und genau so kam es jetzt auch.
Entgegen den ursprünglichen Kürzungs-
plänen taucht in der EEG-Novelle nun
plötzlich eine neue Förderkategorie auf,
die eine nur moderat gesenkte Vergütung
für mittlere Hausdachanlagen vorsieht.
„Asbeck pur“, so ein Verhandlungsteil-
nehmer.
Es ist ja nicht das erste Mal, dass As-

beck die Politik zu seinen Gunsten be-
einflusst. Er ist Profiteur eines Sub -
ventionssystems, das er teilweise selbst
 geschaffen hat. Als im Jahr 2000 die rot-
grüne Bundesregierung die milliarden-
schwere Förderung der Solarenergie
 beschloss, war Asbeck schon dabei. „Er
half mit den Details, als wir das Er -
neuerbare-Energien-Gesetz schrieben“,
zitierte die „Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung“ den Grünen-Politiker
Hans-Jörg Fell vor einiger Zeit. Mit
 Asbecks Hilfe habe man sich damals
 darauf geeinigt, jede Kilowattstunde
 Solarstrom mit „99 statt 44 Pfennig“ zu
fördern.
Inzwischen hat Öko-Politiker Fell

 Gedächtnislücken („Ich kann mich nicht
erinnern, dass ich das jemals gesagt
habe“). Sicher ist aber, dass sich die Zu-
sammenarbeit mit Asbeck auch für die
Grünen finanziell auszahlte, jedenfalls
 solange sie im Bund an der Macht waren.
Mindestens 40000 Euro spendete Asbeck
der Partei. Und auch für die Partei des
SPD-Bundestagsabgeordneten Ulrich Kel -
ber, ebenfalls Umweltexperte, fielen im
Laufe der Zeit 75000 Euro Wahlkampf-
spenden ab.
Seit dieser Legislaturperiode hat As-

beck ein Herz vor allem für die FDP. Im
September 2009, zwei Wochen vor der
Bundestagswahl, veranstaltete er in der
Bonner Zentrale seines Unternehmens
ein Spendendinner für die FDP und ihren
Spitzenkandidaten Guido Westerwelle.
Asbeck habe früh seine „guten FDP-Kon-
takte genutzt“, heißt es denn auch auf
einer nur für Mitglieder zugänglichen
 Intranetseite des Solarwirtschaftsver-
bands, des Lobbyverbands der Branche.
Dementsprechend zufrieden zeigt sich

Asbeck mit dem Resultat seiner Lobby-
Offensive. „Die Ent schei dung, ins be son -
dere kleine und mittlere Anlagen stärker
zu fördern, ist richtig“, so der So lar world- 
Chef. Bereits nach seinem ersten Treffen
mit Altmaier Ende Mai in Bonn hatte er
es ja geahnt: Der neue Minister habe ein
Händchen für Politik. 

ALEXANDER NEUBACHER, CATALINA SCHRÖDER

Wenn Cem Özdemir über die So-
zialpolitik der Grünen spricht,
ist ihm kein Wort zu groß. „Es

ist schon in unserer Geburtsurkunde fest-
gelegt, dass das Soziale eine wichtige Rol-
le spielt“, sagt er feierlich. „Der grüne
Gerechtigkeitsbegriff ist einmalig.“
Der Bundesvorsitzende hat sich sorg-

fältig vorbereitet. In seinem Büro liegen
die Konzepte akkurat gestapelt auf dem
Kaffeetischchen, Özdemir hebt das jüngs-
te Thesenpapier hoch und liest ein paar
Forderungen ab. Die Sozialpolitik, so die
Botschaft, ist bei den Grünen Chefsache.
Analysen belegen seit Jahren, dass die
Gerechtigkeit der zweitwichtigste Grund
ist, grün zu wählen, gleich nach der Öko-
logie.
Zugleich ist die Sozialpolitik innerpar-

teilich eines der heikelsten Themen.
Auch sieben Jahre nach dem Ende der
Regierungsbeteiligung leidet ein Teil der
Partei noch am Erbe des rot-grünen Re-

formprojekts „Agenda 2010“. Die Hartz-
Reformen werden im Ausland als Motor
des deutschen Jobwunders bestaunt, bei
den Grünen jedoch gelten sie bis heute
als Makel und sozialpolitischer Sün -
denfall.
Doch nun will der Vorsitzende ausge-

rechnet den Geist der Agenda-Zeit wie-
derbeleben. Er möchte den Wunsch vie-
ler Parteifreunde nach mehr Geld für die
Sozialsysteme kontern und stattdessen
mehr Mittel in Kitas, Schulen und Uni-
versitäten stecken. Für Özdemir ist Bil-
dung die beste Sozialpolitik.
Geht es nach Özdemir, sollen die Grü-

nen in die bürgerliche Mitte rücken und
offen werden für Bündnisse mit der CDU.
Geld für bessere Bildungschancen passt
eher zu diesem Kurs als die Alimentie-
rung sozial Schwacher.
Zwar ist eine Koalition mit der Union

nach der Bundestagswahl 2013 praktisch
ausgeschlossen, dazu ist der Widerstand

Deutschland

D E R  S P I E G E L  2 7 / 2 0 1 230

PA R T E I E N

Stütze oder Studium
Den Grünen steht ein Richtungsstreit bevor: Parteichef 

Cem Özdemir will mehr Geld in Bildung stecken 
und weniger in Umverteilung. Der linke Flügel rebelliert. 
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Spitzenpolitiker Özdemir: „Der grüne Gerechtigkeitsbegriff ist einmalig“ 


